
H A U P T S A T Z U N G 

der Gemeinde Roßbach 

vom 22.08.2022 

 

Der Gemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung (GemO), der §§ 7 und 8 der 

Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2 der Landesver-

ordnung über die Aufwandsentschädigung kommunaler Ehrenämter (KomAEVO) die folgende 

Hauptsatzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
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§ 1 
Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde erfolgen in einer Zeitung. Der Gemeinderat ent-

scheidet durch Beschluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen. Der Beschluss ist 

öffentlich bekanntzumachen.  

(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen können ab-

weichend von Absatz 1 durch Auslegung in einem Dienstgebäude der Verbandsgemeindeverwal-

tung Rengsdorf-Waldbreitbach zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden bekannt ge-

macht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und Zeit der Aus-

legung spätestens am Tag vor dem Beginn der Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung in 

der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle Werk-

tage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die Ausle-

gungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genommen werden kann.  

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und hierfür keine 

besonderen Bestimmungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 DVO zu § 27 GemO des Gemeinderates oder eines 

Ausschusses werden abweichend von Absatz 1 in der durch den Gemeinderat durch Beschluss be-

stimmten Zeitung bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Bekanntmachung in dem in Absatz 1 

bestimmten Bekanntmachungsorgan nicht möglich ist. Der Gemeinderat  entscheidet durch Be-

schluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen; der Beschluss ist öffentlich bekannt-

zumachen. 

(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstände die vorge-

schriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt werden, so erfolgt in unaufschiebbaren Fällen 

die öffentliche Bekanntmachung durch öffentlichen Ausruf. Die Bekanntmachung ist unverzüglich 

nach Beseitigung des Hindernisses in der vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der 

Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist. 

(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine andere Bekanntmachungs-

form vorgeschrieben ist. 

§ 2 
Ausschüsse des Gemeinderates 

(1) Der Gemeinderat bildet einen Haupt- und Finanzausschuss; der Haupt- und Finanzausschuss 

hat 9 Mitglieder und für jedes Mitglied 1 Stellvertreter. 

(2) Der Gemeinderat bildet neben dem Haupt- und Finanzausschuss folgende weitere Ausschüsse: 

1. Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Touristikausschuss 

2. Ausschuss für Soziales, Kultur und Sport 

3. Ausschuss für Umwelt, Energie und Nachhaltigkeit 
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4. Rechnungsprüfungsausschuss, 

(3) Der Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Touristikausschuss hat 9 Mitglieder und für jedes Mit-

glied 1 Stellvertreter, der Ausschuss für Soziales, Kultur und Sport  und der Ausschuss für Umwelt, 

Energie und Nachhaltigkeit haben jeweils 6 Mitglieder und für jedes Mitglied 1 Stellvertreter und 

der Rechnungsprüfungsausschuss hat 3 Mitglieder und für jedes Mitglied 1 Stellvertreter.  

§ 3 
Übertragung von Aufgaben des Gemeinderates auf Ausschüsse 

(1) Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte Angelegenheit auf einen Ausschuss 

erfolgt durch Beschluss des Gemeinderates. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des Gemeinderates, 

soweit die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder entzogen wird. Die Bestimmungen dieser 

Hauptsatzung bleiben unberührt. 

(2) Dem Haupt- und Finanzausschuss wird die Beschlussfassung über die folgenden Angelegenhei-

ten übertragen: 

1. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwendungen oder Aus-

zahlungen bis zu einem Betrag von 5.000 EUR, 

2. die Entscheidung über die Vermittlung von Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und 

ähnliche Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO ohne Wertgrenzenbeschränkung, die 

Annahme von Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO bis zu einer Wertgrenze von 5.000 EUR im Einzelfall, 

3. Vorbereitung der Beschlüsse des Gemeinderates über den Haushaltsplan, Investitionsplanung 

und Satzungen, 

4. Stundung von gemeindlichen Forderungen bis zu einer Wertgrenze von 10.000 EUR, soweit die 

Entscheidung hierüber nicht dem Bürgermeister durch Gesetz oder diese Hauptsatzung über-

tragen ist. 

Berührt eine Angelegenheit den Zuständigkeitsbereich mehrerer Ausschüsse, so obliegt dem 

Haupt- und Finanzausschuss die Federführung. 

(3) Dem gem. § 2 Abs. 2 gebildeten Ausschüssen wird innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches die 

Beschlussfassung über die Vergabe von Aufträgen und Arbeiten bis zu einem Betrag von 10.000 

EUR im Rahmen der Haushaltsplanansätze übertragen. Davon abweichend kann der Bau-, Pla-

nungs-, Wirtschafts- und Touristikausschuss Aufträge bis zu einem Betrag von 25.000 EUR im 

Rahmen der Haushaltsplanansätze vergeben. 

§ 4 
Übertragung von Aufgaben des Gemeinderates auf den Bürgermeister 

Auf den Bürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten übertragen: 

1. Verfügung über Gemeindevermögen sowie die Hingabe von Darlehen der Gemeinde bis zu ei-
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ner Wertgrenze von 5.000 EUR im Einzelfall, 

2. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bis zu einer 

Wertgrenze von 5.000 EUR  je Auftrag, 

3. Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Entscheidungen des Gemeinderates, 

4. Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach Maßgabe 

allgemeiner Grundsätze und Richtlinien des Gemeinderates, 

5. Stundung gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 1.000 EUR im Einzelfall und 

Niederschlagung gemeindlicher Forderungen, 

6. Ausübung des Vorkaufsrechts im Einzelfall, 

7. Einvernehmen in den Fällen des § 30 BauGB (Gemeinde erklärt ob ein Genehmigungsverfah-

ren durchgeführt werden soll nach § 67 LBauO), § 31 BauGB (Befreiung von den Festsetzun-

gen des Bebauungsplanes) und § 34 BauGB, wenn durch das Vorhaben die Grundzüge der 

Planung, der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung nicht berührt werden. Die Erteilung 

des gemeindlichen Einvernehmens in den Fällen des § 35 BauGB (Außenbereich) bleibt beim 

Gemeinderat. 

8. Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln zur Fristwahrung, 

9. die gemeindliche Vertretung der Mitgliedschaftsrechte in der Jagdgenossenschaftsversamm-

lung. 

Sonstige besondere gesetzliche Zuständigkeitsbestimmungen bleiben unberührt. 

§ 5 
Beigeordnete 

Die Gemeinde hat bis zu drei Beigeordnete. 

§ 6 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Gemeinderates 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendun-

gen erhalten die Gemeinderatsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderates eine 

Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6. Für die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen, 

die der Vorbereitung der Sitzungen des Gemeinderates dienen, erhalten die Gemeinderatsmitglie-

der eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2, 3 und 6. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 15,00 EUR. 

(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in voller Höhe er-

setzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen Ar-

beitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträ-

gen.  



Hauptsatzung, Ortsgemeinde Roßbach, Stand: 22.08.2022 Seite 5 von 7 

 

(4) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Gemeinderatsmitglieder für Dienstreisen Rei-

sekostenvergütung nach den Bestimmungen des Landesreisekostengesetzes. 

(5) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen an einem Tag wird nur insgesamt 

ein Sitzungsgeld gewährt; es gilt der höhere Betrag. 

(6) Die Zahl der Fraktionssitzungen, für die ein Sitzungsgeld gewährt wird, darf einschließlich der 

nach Absatz 5 abgegoltenen Sitzungen jährlich das Zweifache der Zahl der Gemeinderatssitzungen 

nicht übersteigen. 

§ 7 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Gemeinderates erhalten eine Entschädigung in Form eines 

Sitzungsgeldes in Höhe von 15,00 EUR. 

(2) Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte des Gemeinderates oder der Gemeinde erhal-

ten eine Entschädigung nach Absatz 1, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 3 bis 6 entsprechend. 

§ 8 
Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters 

(1) Der Ortsbürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 KomA-

EVO. 

(2) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohnsteuer nach einem 

Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohnsteuer von der Gemeinde getragen. Die pau-

schale Lohnsteuer und pauschale Sozialversicherungsbeiträge werden auf die Aufwandsentschädi-

gung nicht angerechnet. 

(3) § 6 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 9 
Aufwandsentschädigung der Beigeordneten 

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des Ortsbürgermeisters eine 

Aufwandsentschädigung in Höhe der Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters nach § 12 

Abs. 1 Satz 1 KomAEVO. Erfolgt die Vertretung des Ortsbürgermeisters nicht für die Dauer eines 

vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Vertretung ein Dreißigstel des Monatsbetrags der 

dem Ortsbürgermeister zustehenden Aufwandsentschädigung. Erfolgt die Vertretung insgesamt 

während eines kürzeren Zeitraums als einen vollen Tag, so beträgt die Aufwandsentschädigung 

insgesamt die Hälfte des Tagessatzes nach Satz 2. Eine nach Absatz 2 gewährte Aufwandsentschä-

digung ist anzurechnen. 
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(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen keine Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 gewährt 

wird, erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Gemeinderates, der Ausschüsse,  der Frak-

tionen und der Besprechungen mit dem Bürgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) die für Gemeinderats-

mitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung zuzüglich Fahrkostenerstattung; sofern sie nicht 

bereits hierfür eine Entschädigung als gewähltes Rats- oder Ausschussmitglied erhalten. § 6 Abs. 4 

gilt entsprechend. 

(3) Ehrenamtliche Beigeordnete, die nicht Mitglied des Verbandsgemeinderates sind, jedoch in 

Vertretung des Ortsbürgermeisters an Sitzungen des Verbandsgemeinderates teilnehmen und de-

nen keine Aufwandsentschädigung nach den Absätzen 1 oder 2 gewährt wird, erhalten für die 

Teilnahme an diesen Sitzungen von der Ortsgemeinde eine Aufwandsentschädigung. Sie beträgt je 

Sitzung die Hälfte des Tagessatzes gemäß Absatz 1 Satz 2, mindestens jedoch 13,20 €. Entspre-

chendes gilt für die Teilnahme an Besprechungen des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde mit 

den Ortsbürgermeistern gemäß § 69 Abs. 4 GemO. 

(4) § 6 Abs. 4 bis 6 sowie § 8 Abs. 2 gelten entsprechend. 

§ 10 
Aufwandsentschädigung für weitere Ehrenämter 

(1) Die Ortsgemeinde Roßbach ist Eigentümerin von öffentlichen Spiel- und Grünflächen. Die Be-

treuung dieser Anlagen soll einem oder mehreren Grünflächenwarten übertragen werden. Für das 

im Eigentum der Ortsgemeinde stehenden Dorfgemeinschaftshaus „Wiedhalle“ wird die Betreu-

ung einem Hallenwart übertragen. Die Aufgaben, die in der Sorge für die Pflege und Unterhaltung 

sowie der organisatorischen Abwicklung bestehen, können auch jeweils mehrere Personen durch 

Beschluss des Gemeinderates übertragen werden. 

(2) Bei der nach Abs. 1 übertragenen Tätigkeiten handelt es sich um Ehrenämter, für die eine Auf-

wandsentschädigung gezahlt wird. Die Höhe der Aufwandsentschädigung wird durch Gemeinde-

ratsbeschluss festgelegt. Mit der Zahlung der Entschädigung bzw. des Nachteilsausgleiches sind 

die notwendigen baren Auslagen und die sonstigen persönlichen Aufwendungen abgegolten. Auf 

die Entschädigung kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden. Der Anspruch ist nicht über-

tragbar und unterliegt gem. § 851 Zivilprozessordnung nicht der Pfändung. 

(3) Die Bestellung der ehrenamtlich tätigen Personen wird durch Ratsbeschluss vorgenommen. 

(4) Die Beisitzer des Wahlausschusses erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe der an Beigeordnete zu 

gewährenden Mindestentschädigung gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2. Finden gleichzeitig Wahlausschuss-

sitzungen verschiedener Wahlen und Abstimmungen statt, wird die Aufwandsentschädigung nur 

einmal gewährt. 

(5) Die Mitglieder und Hilfskräfte der Wahl- und Abstimmungsvorstände erhalten eine pauschalier-

te Abgeltung ihres baren Aufwandes in der Form eines Erfrischungsgeldes. Die Höhe des Erfri-

schungsgeldes richtet sich nach den wahlrechtlichen Vorgaben. Finden an einem Wahltag mehrere 

Wahlen und Abstimmungen gleichzeitig statt, so wird das Erfrischungsgeld nur einmal gewährt.  
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§ 11 
In-Kraft-Treten  

(1) Die Hauptsatzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 20.08.2001 außer Kraft. 

 

53547 Roßbach, den 22.08.2022 

Gez. 

 

Thomas Boden 

-Ortsbürgermeister- 

Hinweis: 

 

Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- 

oder Formvorschriften der Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande 

gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.  

Dies gilt nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung o-
der die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 

oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Verbandsge-
meindeverwaltung Rengsdorf unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begrün-
den soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in 

Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 

Rengsdorf, den 05.10.2022         Roßbach, den 05.10.2022 

Verbandsgemeindeverwaltung         Ortsgemeinde Roßbach 

Rengsdorf-Waldbreitbach 

Gez.                 Gez. 

 

Hans-Werner Breithausen         Thomas Boden 

-Bürgermeister-             -Ortsbürgermeister- 


